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COMPACT-Verbot – letzte Meldung 

Der inzwischen veröffentlichte Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts vom 14.8.2024 
(BVerwG 6 VR 1.24) zeigt, daß von einem damit erreichten »Sieg der Pressefreiheit« keine 
Rede sein kann. Der Gerichtsentscheid bahnt vielmehr der Abschaffung der Pressefreiheit 
den Weg: Darin hat das Gericht ausdrücklich den juristischen Winkelzug des Innen-
ministeriums abgesegnet, das Presseunternehmen COMPACT in einen »Verein« umzulügen 
und dann unter Bruch von Art. 5 GG – Pressefreiheit! – nach Vereinsrecht zu verbieten. 
Damit sind der Zensur und Vernichtung jeder oppositionellen Publikation Tür und Tor 
geöffnet. In dieser Hauptsache besteht die wegweisende, in Wirklichkeit äußerst üble 
Bedeutung des Beschlusses, weshalb das Gericht ausschließlich genau diesen grundsätzlichen 
Punkt als »amtlichen Leitsatz« seiner Entscheidung vorangestellt hat: »Ein Vereinsverbot (…) 
kann als Instrument des ›präventiven Verfassungsschutzes‹ [!] (…) auch gegenüber 
Medienorganisationen erlassen werden« – geradezu eine Handlungsanleitung für zukünftige 
Zensur! 

Laut Gerichtsentscheid darf im weiteren Verbotsverfahren gegen COMPACT die (Geheim-
)Polizei ausdrücklich vor Rückgabe der bei ihren Überfällen »sichergestellten und 
beschlagnahmten Beweismittel und Vermögensgegenstände (…) Kopien von 
papiergebundenen Unterlagen (Akten, Kontoauszügen etc.) sowie elektronischen 
Speichermedien (u.a. Computer und Laptops mit internen Festplatten, Notebooks, Tablets 
sowie externen Festplatten, USB-Sticks, USB-Karten, NAS-Speicher, SD-Karten, DVDs, 
CDs) anfertigen sowie Mobiltelefone und SIM-Karten auswerten«. 

Denn das Verbotsverfahren gegen COMPACT läuft selbstverständlich weiter! 

Schließlich wurde allein für den Antrag der COMPACT-Magazin GmbH als Herausgeber von 
COMPACT – wie es im Juristendeutsch heißt – die aufschiebende Wirkung der Klage gegen 
das Verbot vorläufig wiederhergestellt. Alle weiteren Anträge wurden abgelehnt! – die der 
Filmproduktionsfirma sowie auch die von Jürgen Elsässer, seiner Frau und aller seiner 
sonstigen Mitarbeiter, die ebenfalls ja sämtlichst in ihren Privatwohnungen überfallen worden 
waren! Das Gericht hat deshalb obszönerweise entschieden, daß diese überfallenen Opfer der 
Zensur selbst überwiegend die erheblichen Gerichtskosten und sogar die Kosten des 
Polizeiministeriums bezahlen müssen! 

Unsere Forderung bleibt unverändert: 

Wiederherstellung der Presse- und Informationsfreiheit! 

Vollständige Rückgabe der beschlagnahmten Produktionsausrüstung und des sonstigen 
Vermögens (Konten, Bargeld und Privatbesitz)! 

Löschung aller geraubten Daten und Informationen bei der 1948 in Verfassungsschutz«  
umbenannten alten Gestapo! 

Vollständige Rehabilitierung und Entschädigung des COMPACT-Teams! 


